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Für Regressansprüche der Sozialversicherungsträger wegen Schwarzarbeit nach § 110 
Abs. 1a SGB VII ist der Rechtsweg zu den Sozialgerichten eröffnet. 
 
§ 110 Abs. 1a SGB VII 
 
Beschluss des BGH vom 14.04.2015 – VI ZB 50/14 – 
 

Der BGH hat nunmehr die höchst umstrittene Rechtsfrage entschieden, welcher Rechtsweg für 
den Regressanspruch des Unfallversicherungsträgers nach § 110 Abs. 1a SGB VII gegeben ist. 
Nach dem Beschluss des BGH sind für diese Streitigkeiten die Sozialgerichte zuständig. Damit 
wird die vom Arbeitskreis Regress der DGUV vertretene Rechtsansicht bestätigt (vgl. Rund-
schreiben des HVBG vom 14.01.2005 – [Regress 001/2005]). 
Hinweis: Der Beschluss liegt bisher nur im Tenor vor, die Gründe sind noch nicht veröffentlicht. 
Es handelt sich daher zunächst nur um eine Vorabinformation; sobald die Begründung vorliegt, 
wird diese in der UVR veröffentlicht werden. 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluss vom 14.04.2015 – VI ZB 50/14 –  
wie folgt entschieden: 
 
 

 

http://dokcenter.dguv.de/livelink/llisapi.dll/fetch/2000/240376/242336/327336/327337/327142/Regress_001_2005.pdf?nodeid=327143&vernum=-2

